
Die erzieherische Funktion der Vertragsstrafe ist aber 
nicht ihre einzige. Die mit der Einführung des Prinzips 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung verbundene 
größere Selbständigkeit der Betriebe machte die Schaf­
fung zuverlässiger Kontrollmöglichkeiten für die ihnen 
übergeordneten Organe unseres Staates notwendig. Zur 
Gewährleistung einer solchen Kontrolle dient wiederum 
die Vertragsstrafe. In § 5 Abs. 6 und 7 WO ist be­
stimmt, daß ein Verzicht auf die Einziehung verwirkter 
Vertragsstrafen unzulässig ist und daß Vertragsstrafen 
in den Bilanzen besonders ausgewiesen werden müssen. 
§ 1 Abs. 12 der 2. DurchfBest. zur WO verbietet dar­
über hinaus die Aufrechnung gegenseitig verwirkter 
Vertragsstrafen. Durch diese Vorschriften ist eine Kon­
trolle der Tätigkeit des Betriebes durch das übergeord­
nete Ministerium oder Staatssekretariat möglich. Die 
Vertragsstrafe zeigt an, daß der verurteilte Betrieb es 
an der zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Verantwortung und Initiative fehlen läßt, und veranlaßt 
das übergeordnete Organ zu entsprechenden Gegenmaß­
nahmen, z. B. besonderer Anleitung, personellen Um­
besetzungen usw. Diese Funktion der Vertragsstrafe 
wird ergänzt durch ihre Wirksamkeit als Mittel der 
Kontrolle von unten. Wie bereits gesagt, wirkt sich die 
Zahlung einer Vertragsstrafe negativ auf den Direktor­
fonds des verurteilten Betriebes aus. Diese materielle 
Einbuße wird die gesamte Belegschaft veranlassen, von 
der Betriebsleitung Rechenschaft zu fordern und so 
deren Verantwortung zu stärken1).

Eine Vertragsstrafe ist aber nicht nur dann verwirkt, 
wenn durch die schuldhafte Verletzung vertraglicher 
Verpflichtungen der Vertrag ganz oder teilweise nicht 
erfüllt wurde, sondern gemäß § 1 Abs. 4 der 2. Durchf­
Best. zur WO auch dann, wenn eine Vertragsverletzung 
vorliegt, die die Erfüllung des Vertrages gefährdet. Bei 
dieser Regelung geht der Gesetzgeber davon aus, daß 
die Erfüllung der konkret abgeschlossenen Verträge 
durch einen Betrieb noch kein vollgültiger Beweis für 
seine unbedingte Vertragsdisziplin ist. In vielen Fällen 
legen Betriebe ein Verhalten an den Tag, das bei nor­
malem Verlauf der Dinge — so wie ihn sich die Ver­
tragspartner beim Abschluß des Vertrages vorgestellt 
haben — mit Sicherheit die Erfüllung vereitelt hätte. 
Durch das Hinzutreten günstiger Umstände, an dem 
der Betrieb oft keinerlei Verdienst hat, wird die Er­
füllung aber schließlich doch noch möglich, oder es 
stellt sich später heraus, daß die Erfüllung auch ohne 
die gefährdende Vertragsverletzung aus Gründen un­
möglich war, die der Betrieb nicht zu vertreten hatte.

Ohne § 1 Abs. 4 der 2. DurchfBest., d. h. wenn die 
Verwirkung der Vertragsstrafe von einer schuldhaft 
herbeigeführten Nicht- oder nicht gehörigen Erfüllung 
abhängig wäre, würde die Gefahr bestehen, daß der 
Betrieb seine mangelhafte Einstellung zur Vertrags­
disziplin beibehält. Er würde sich auch bei künftigen 
Verträgen auf den glücklichen Zufall verlassen, was 
gar bald erhebliche Störungen des Planablaufs zur Folge 
hätte, oder sich durch Fälle, in denen die Erfüllung 
ohnehin unmöglich war, veranlaßt fühlen, angesichts 
auftauchender Schwierigkeiten die Hände in den Schoß 
zu legen und zu kapitulieren. Deshalb darf ein leicht­
fertiges Verhalten des Betriebes zur Vertragsdisziplin, 
das in einem die Erfüllung gefährdenden Verhalten zum 
Ausdruck kommt, von dem übergeordneten Organ nicht 
unbemerkt bleiben, und auch der Betrieb selbst muß 
durch die Vertragsstrafe dazu angehalten werden, von 
einer derart gefährlichen Einstellung für die Zukunft 
abzukommen.

§ 1 Abs. 4 der 2. DurchfBest. zur WO zeigt also, 
wie schon P o s c h 2 )  ausführte, daß die zur Verwirkung 
einer Vertragsstrafe erforderliche objektive Voraus­
setzung einer Vertragsverletzung ein weitergehender 
Begriff ist als der der Nicht- oder nicht gehörigen Ver­
tragserfüllung. Wir müssen unterscheiden zwischen 
Vertragsverletzungen, die für eine Nicht- oder Schlecht­
erfüllung kausal sind, und solchen, die insoweit keine 
Ursachenwirkung haben, d. h. die für die Nichterfül­
lung unerheblich oder für eine schließlich doch noch 
erfolgte Erfüllung nicht hinderlich waren. Zu der letzten 
Gruppe gehören die Vertragsverletzungen gemäß § 1 
Abs. 4 der 2. DurchfBest.; sie machen einen großen Teil 
der Praxis des StVG aus.

1) vgl. Such ln „Staat und Recht“ 1952, Heft 1/2, S. 84 ff.
2) „Staat und Recht“ 1953, Heft 1, S. 11S.

Es fragt sich nun, in welcher Weise festgestellt wer­
den kann, ob durch eine Vertragsverletzung die Erfül­
lung des Vertrags gefährdet wird. Nach dem Gesetzes­
zweck kann es dabei nicht auf eine objektive Gefähr­
lichkeit ankommen, weil diese Vorschrift dann fast kein 
Anwendungsgebiet hätte. Sie wäre auf die wenigen 
Fälle beschränkt, in denen die in der Vertragsver­
letzung liegende objektive Gefahr für die Erfüllung 
durch ein späteres Handeln beseitigt wurde — Fälle, 
in denen der Vertrag also doch erfüllt wurde. Andern­
falls hätte die objektive Gefährlichkeit zur Nicht­
erfüllung und damit zur Entstehung des Anspruchs auf 
Zahlung von Vertragsstrafe wegen Nichterfüllung ge­
führt.

Für die Feststellung der Gefährlichkeit im Sinne des 
§ 1 Abs. 4 der 2. DurchfBest. muß deshalb maßgebend 
sein, was der Betrieb, dem die Erfüllung obliegt, auf 
Grund aller ihm bekannten Umstände und auf Grund 
der Maßnahmen, die er zur erfolgreichen Abwicklung 
des Vertrages getroffen hat, als die Erfüllung gefährdend 
ansehen muß, wenn er das für unsere volkseigene 
Wirtschaft bei der Vertragserfüllung erforderliche Maß 
an Sorgfalt beachtet.

Steht man auf diesem Standpunkt, so ergibt sich 
weiter, daß die Verwirkung der Vertragsstrafe wegen 
einer die Erfüllung gefährdenden Vertragsverletzung 
unabhängig von einer schließlich doch erfolgenden Er­
füllung ist, denn durch die Erfüllung wird der vor­
herige, in der sie gefährdenden Vertragsverletzung 
liegende Verstoß gegen die Vertragsdisziplin nicht aus 
der Welt geschafft. Die Vertragsstrafe wegen Gefähr­
dung der Vertragserfüllung hat ihren Grund in der 
durch das gefährdende Verhalten offenbar werdenden 
Erziehungsbedürftigkeit und in der Notwendigkeit, 
Verstöße gegen die Vertragsdisziplin, auch wenn sie 
im konkreten Fall keine nachteiligen Folgen haben, den 
übergeordneten Organen zur Kenntnis zu bringen. Diese 
Gesichtspunkte fallen auch nicht dadurch weg, daß die 
mit ihnen in keinem Zusammenhang stehende Erfüllung 
schließlich doch möglich ist, und zwar auch dann nicht, 
wenn sie es erst infolge besonderer Anstrengungen 
wurde, die die Belegschaft des Betriebes zum Ausgleich 
des ursprünglich gefährdenden Verhaltens gemacht hat. 
Die Vertrags- und damit die Planerfüllung in der volks­
eigenen Wirtschaft ist auf die Dauer nur möglich durch 
die Organisierung eines ständig verbesserten Produk­
tionsablaufes und durch die Vorbereitung der Erfüllung 
eines Vertrages auf lange Sicht. Wenn so die Voraus­
setzungen für eine kontinuierliche Arbeit geschaffen 
werden, sind Panikmaßnahmen zur Aufholung vor­
heriger Versäumnisse überflüssig und die für die Er­
füllung bestehenden Unsicherheiten auf ein Mindest­
maß beschränkt. Dieses Ziel zu erreichen, ist ebenfalls 
eine Aufgabe der Vertragsstrafe.

Es soll nicht verkannt werden, daß im Falle der 
Erfüllung des Vertrages der Vertragspartner in den 
seltensten Fällen von den ihr vorhergehenden Um­
ständen Kenntnis erlangen wird. Stellt er aber trotz 
erfolgter Erfüllung Umstände fest, die sie hätten ge­
fährden können, so ist angesichts der Wichtigkeit des 
mit der Vertragsstrafe wegen Gefährdung der Vertrags­
erfüllung verfolgten Zwecks die unbedingte Einhaltung 
der Pflicht zur Berechnung der Vertragsstrafe erfor­
derlich.

Die Auffassung, daß die Vertragsstrafe von der Kau­
salität der Vertragsverletzung für die Nichterfüllung 
abhängig sei3), ist bereits in ständiger Praxis des StVG4) 
im Ergebnis abgelehnt worden. Nach dem Vorstehen­
den muß aber auch der Ansicht, daß die Verwirkung 
der Vertragsstrafe wenigstens Nichterfüllung voraus­
setzt5), widersprochen werden.

Der Maßstab, der an das zur Entstehung des An­
spruchs auf Zahlung von Vertragsstrafe erforderliche 
Verschulden zu legen ist, ergibt sich aus der Bedeutung 
der Verträge im Allgemeinen Vertragssystem. Vertrags­
erfüllung ist Planerfüllung. Der Plan ist unser oberstes 
Gesetz und nur durch seine allseitige Erfüllung läßt sich

s) Such in „Staat und Recht“ 1952, Heft 1/2, S. 91.
4) Entscheidung vom: 3. November 1952 (VIII—114/52); 20. No­

vember 1952 (V—42/52, V—45/52, V—46/52, V—47/52); 26. Juni 1953 
(HI—199/53); 8. April 1953 (III—143/53); 1. April 1953 (III—11/53).

In allen zitierten Entscheidungen mit Ausnahme der ersten 
wurden keine Erwägungen über Kausalität angestellt, in der 
ersten die KausaUtät verneint.

6) Posch in „Staat und Recht“ 1953, Heft 1, S. 114.
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